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Zur regionalen Ungleichheit der beruflichen Bildungschancen 
und Vorschläge zum Abbau des Gefälles 
Einzelergebnisse nach 60 Gruppen von Ausbildungsberufen in der Bundesrepublik Deutschland 

Ursula Schwarz, Friedemann Stooß*) 

In dem hier vorgelegten zweiten Forschungsbericht wird nachgewiesen, wie das Ausbildungs-
angebot in den 146 Arbeitsamtsbezirken fachlich gegliedert ist. Für die Ende 1970 in der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannten 481 Ausbildungsberufe, die zu 60 Gruppen zusam-
mengefaßt wurden (die im Sinne des § 108 BBiG vergleichbar geregelten Ausbildungsberufe 
wurden nicht berücksichtigt), ergibt sich: 
—breit gestreut nach Regionen werden Ausbildungsplätze für Jungen bei 312 und für Mäd-

chen bei 170 Ausbildungsberufen angeboten 
—eng gebunden an Standorte einzelner Produktionszweige oder Dienstleistungen (wie z. B. 

Bergbau, Chemie, Glas, Keramik, Textil; Seefahrt) werden Ausbildungsplätze für Jungen 
bei 99 und für Mädchen bei 102 Ausbildungsberufen angeboten 

—auf weitere 65 Ausbildungsberufe bei den Jungen und 100 Ausbildungsberufe bei den 
Mädchen entfällt jeweils nur 1 % der den Arbeitsämtern gemeldeten Ausbildungsplätze 

—keine Ausbildungsplätze werden demnach für Jungen bei 5 und für Mädchen bei 109 Aus-
bildungsberufen angeboten. 

Die nach Regionen breit gestreuten Ausbildungsmöglichkeiten werden in Tabellen und Schau-
bildern ausführlich dargestellt. Eingeschränkt sind die Berufswahlmöglichkeiten in Flächen-
regionen und in Gebieten mit einseitiger Wirtschaftsstruktur (unter anderem in Niedersachsen, 
im Ruhrgebiet, in Rheinland-Pfalz). Die zahlreich vorhandenen Schulabgänger müssen dort 
unter weniger Ausbildungsplätzen und -berufen als im Bundesgebiet durchschnittlich ange-
boten werden, ihre Wahl treffen. Ausbildungsmöglichkeiten für Handwerksberufe finden sich 
darunter häufig; Ausbildungsplätze für Angestelltenpositionen oft nur wenige. 
Abschließend werden Vorschläge entwickelt, das aufgezeigte Gefalle abzubauen. Zu erwägen 
wären dabei zwei miteinander zu verknüpfende Maßnahmebündel: 
—einmal die Mobilität der Jugendlichen hin zu den Orten mit günstigem Ausbildungsangebot 

zu erhöhen 
—zum anderen könnte aufgrund der Ergebnisse der Flexibilitäts- und  Berufsbildungsfor-

schung ein in allen Regionen anzubietendes Standortsortiment breit verwertbarer dualer 
Bildungsgänge entwickelt werden. 

Soll das bestehende Bildungsgefälle dauerhaft abgebaut werden, bedarf es dazu zusätz-
licher ergänzender Maßnahmen der Wirtschaftspolitik, der Regionalförderung, der Bildungs-
planung und der Berufsbildungsforschung, was eine enge Kooperation der auf verschiedenen 
Ebenen tätigen Instanzen voraussetzt. 
Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 

Gliederung 
1. Ausgangsbasis und Aufgabenstellung 
2. Statistische Grundlagen 
3. Methodisches Vorgehen und Aufbereitung des 

Materials 
 

3.1 Die verwendeten Aggregate und Bezugsgrößen 
3.2 Zu den beiden Typen von Ausbildungsberufen 

4. Das regional konzentrierte Ausbildungsangebot 
4.1 Zusammenhänge mit den Erwachsenentätig-
keiten 
4.2 Regional konzentriertes Ausbildungsangebot 

und Chancengleichheit 
4.3 Beziehungen zwischen dem regional konzen-

trierten und dem breit gestreuten Ausbildungs-
angebot 

*) Für die hier vorgelegte Untersuchung wurden die EDV-Auswertungen 
im Rechenzentrum der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg erstellt. 
Die Vorbereitung und Programmierung wurde von den Herren Georg 
Müller und Karl John übernommen. Die Schaubilder und Landkarten 
hat Frau Asta Marienfeldt gestaltet. 

5. Ausbildungsberufe mit breiter regionaler Streuung 
5.1 Zum Inhalt und zu Aussagemöglichkeiten der 

Tabellen 
5.2 Das Ausbildungsangebot nach Wohndichte und 

Kammerzugehörigkeit 
 

5.21 Der Einfluß der Wohndichte nach vier 
Regionaltypen 

5.22 Das Ausbildungsangebot des Handwerks 
5.23 Das Ausbildungsangebot aus Industrie 

und Handel 
6. Überlegungen zum Abbau des regionalen Gefälles 

6.1 Die Ausgangssituation 
6.2 Der Abbau des Bildungsgefälles und die regio-

nale Mobilität der Berufsanfänger 
6.3 Flexibilitätsspielräume lassen sich zum Abbau 

der Ungleichgewichte nutzen 
7. Tabellenteil 
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1. Ausgangsbasis und Aufgabenstellung 
In dem im Jahre 1971 vorgelegten Untersuchungsbe-
richt wurde nach Bundesländern und 146 Arbeits-
amtsbezirken gegliedert dargestellt, durch welche 
Faktoren das Angebot an Ausbildungsplätzen nach 
Zahl, nach Ausbildungsinhalten und nach Attraktivität 
bestimmt wird1). Dazu gehören vor allem: 
1. Die Quote der Schulabgänger, gemessen an der 
Wohnbevölkerung eines Landes oder eines Arbeits-
amtsbezirkes. 
2. Die berufliche Auffächerung des Angebots an Aus-
bildungsplätzen; ausgedrückt durch das Konzentra-
tionsmaß2). 
3. Eine spezifische Art der regionalen Mischstruktur, 
insbesondere die Präsenz solcher Branchen, die - 
bezogen auf die Zahl der vorhandenen Erwachse-
nenarbeitsplätze — zahlreich Ausbildungsplätze an-
bieten. Neben der Investitionsgütererzeugung gehö-
ren zu diesen Wirtschaftsbereichen: das Baugewer-
be, die Herstellung von Nahrungsmitteln und anderen 
Konsumgütern im Handwerk, der Handel und einzel-
ne Dienstieistungsgewerbe. 
Nach den bereits vorgelegten Ergebnissen sind Ju-
gendliche, die einen betrieblichen Ausbildungsplatz 
suchen, in einer Reihe von Arbeitsamtsbezirken — 
gegenüber dem Bundesgebiet insgesamt — benach-
teiligt. Strukturschwächen kumulieren sich insbe-
sondere dort, wo die Zahl der Schulabgänger an-
teilsmäßig hoch ist, die Wirtschaftsstruktur einseitig 
von Branchen bestimmt wird, die wenig Ausbildungs-
plätze anzubieten vermögen und im täglichen Pen-
delverkehr Nachbarbezirke mit günstigerem Angebot 
nicht erreichbar sind. Dies gilt selbst für industrielle 
Ballungsgebiete (Saarland, Ruhrgebiet), die gegen-
über eher ländlichen Bezirken mit sehr differenzierter 
Wirtschaftsstruktur (Hessen, Baden-Württemberg, 
Teile Bayerns) eindeutig – was das Angebot an be-
trieblichen Ausbildungsplätzen angeht – Struktur-
schwächen aufweisen. 
Bei der vorliegenden Darstellung soll das Angebot an 
Ausbildungspätzen nach Gruppen von Ausbildungs-
berufen zusammengefaßt in seiner regionalen Vertei-
lung nach Ländern und 146 Arbeitsamtsbezirken auf-
gezeigt werden. Dabei wird unterschieden nach sol-
chen Ausbildungsberufen, für die Ausbildungsplätze 
nur in einzelnen Regionen vorkommen (lokale Bin-
dung des Ausbildungsangebots) und anderen Grup-
pen von Ausbildungsberufen, die in fast allen Ar-
beitsamtsbezirken Ausbildungsmöglichkeiten bieten. 

2. Statistische Grundlagen 
Grundlage für die Auswertung war wiederum die 
Jahresstatistik der Berufsberatung. Ausgegangen 

1) Vgl. Friedemann Sfooß: Zur regionalen Ungleichheit der beruflichen 
Bildungschancen  in  der Bundesrepublik  Deutschland,  in:  MittAB 4. 
Jg./1971, Heft 2, S. 142-200. 

2) Hinweise zum Rechenverfahren und zur Aussagefähigkeit sind im 
bereits  vorliegenden   Untersuchungsbericht   enthalten;  vgl.   dazu 
a.a.O., S. 156.  

3) Vgl. Friedemann Sfooß, a.a.O., Seite 144. 
4)  Zu Einzelergebnissen vgl. Jürgen Kühl: Zum Aussagewert der Statistik 

der Offenen Stellen; in: MittAB 3. Jg./1970, Heft 3, Seite 274. 
5)  Lt. „Auszubildende In Lehr- und Anlernberufen 1970“, hrsg. vom 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Bonn, als Beilage 
zu Heft 12/1971 der „Arbeits- und sozialstatistischen Mitteilungen“ 
haben 1970 schätzungsweise 385 000 Jugendliche eine betriebliche 
Berufsausbildung begonnen. Die Statistik der Berufsberatung weist 
für 1970 rd. 372 000 besetzte Ausbildungsplätze aus (darunter etwa 
10 000/12 000 besetzte Praktikantenstellen, die nicht als Ausbildungs-
verhältnisse registriert werden). 

wurde dabei von den Ergebnissen für das Berichts-
jahr 1969/70. Damit besteht die Möglichkeit, die er-
rechneten Strukturdaten später mit Ergebnissen der 
Berufszählung vom 27.5.1970 vergleichen zu können. 
Wie bereits im vorangehenden Bericht aufgezeigt3), 
ist die Statistik der Berufsberatung derzeit die einzig 
auswertbare Quelle, die in langen Zeitreihen und in 
tiefer beruflicher und regionaler Gliederung Unterla-
gen zum Angebot an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen enthält. Gegenüber der – ebenfalls von der Bun-
desanstalt für Arbeit in Nürnberg geführten — Stati-
stik der Offenen Stellen (d. h. dem Nachweis der Er-
wachsenenarbeitsplätze) hat die Statistik der Berufs-
beratung eine breitere Basis. Sie enthält zusätzlich 
solche Ausbildungsplätze, die von Ratsuchenden 
eingenommen wurden, aber zuvor dem Arbeitsamt 
nicht gemeldet waren. Der Sachverhalt läßt sich am 
einfachsten mathematisch darstellen. Dabei sei: 

 
Beachtliche Unterschiede ergeben sich bei den stati-
stischen Nachweisen der Ausbildungsplätze und der 
Offenen Stellen ferner nach dem „Einschaltungs-
grad“4). Er schwankte bei der Arbeitsvermittlung –
bei im Zeitablauf ansteigender Tendenz – im Zeit-
raum 1962-1969 zwischen 30 und 42 %. 
Wie im früheren Untersuchungsbericht bereits ge-
zeigt, erfaßt die Statistik der Berufsberatung die An-
gebotssituation der betrieblichen Berufsausbildung 
relativ exakt. Von dem eigentlich als reine Ge-
schäftsstatistik konzipierten Nachweis der Ausbil-
dungsplätze und der „Berufseinmündungen“5) wur-
den in den letzten Jahren jeweils über 90 % der Ju-
gendlichen erfaßt, die jährlich eine betriebliche Be-
rufsausbildung begannen. 
Ein weiterer Vergleich führt zu ähnlich positiven Er-
gebnissen: Werden die in der Statistik der Auszubil-
denden — die jährlich vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung herausgegeben wird — enthaltenen 
Angaben verglichen mit den Daten aus der Jahres-
statistik der Berufsberatung, so weichen bei den bei- 
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den Nachweisen die Anteilswerte der Berufsgruppen 
größtenteils nur geringfügig voneinander ab. Ver-
gleichsberechnungen im IAB erbrachten bei einer 
Untergliederung des Materials nach jeweils 87 Grup-
pen von Ausbildungsberufen folgende Abweichun-
gen der Jahresstatistik der Berufsberatung gegen-
über der Statistik der Auszubildenden: 

 
Wird berücksichtigt, auf welch verschiedene Weise 
die beiden Nachweise Zustandekommen, erscheinen 
die errechneten Differenzen minimal. Um auftretende 
Unterschiede weiter zu reduzieren, wurde für die vor-
liegende Auswertung das Material zu 60 Positionen 
aggregiert. Jene Berufsgruppen, die sehr geringfü-
gig besetzt sind, wurden in den folgenden Übersich-
ten und Tabellen nicht berücksichtigt. 

 
6) Vgl. Heinrich Mäding: Fondsfinanzierte Berufsausbildung, in: Deut-

scher Bildungsrat, Gutachten und Studien der Bildungskommission, 
Band 19, Stuttgart 1971, S. 54-59. 

7) Die jährlich von der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg vorgelegten 
Berichte über Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik – für 1970 
erschienen am 15. 9. 1971 – werden in den Massenmedien breit 
kommentiert. Insbesondere werden sie von Wirtschaftsorganisationen 
herangezogen, soweit auf den Mangel an Nachwuchs hingewiesen 
wird. 

Sicher wird nach wie vor ein bestimmter Teil des 
vorhandenen Angebots an Ausbildungsplätzen den 
Arbeitsämtern nicht gemeldet. Der von der Bundes-
anstalt für Arbeit ausgewiesene Ausschnitt dürfte 
sich aber im Zeitablauf stabilisiert haben. Wie das 
Schaubild 1 zeigt, haben sich, was den Markt an Aus-
bildungsplätzen angeht, die Arbeitsämter mit ihren 
Berufsberatungsstellen einen festen Platz, sowohl ge-
genüber den an einer betrieblichen Ausbildung inter-
essierten Jugendlichen als auch gegenüber den Aus-
bildungsbetrieben, gesichert. So schwankt seit 1961 – 
vgl. Schaubild 1 – die Zahl der angebotenen Ausbil-
dungsplätze jährlich in engen Grenzen zwischen 
595 000 und 645 000 für das Bundesgebiet insgesamt. 
Das Jahr 1967 muß dabei außer Ansatz bleiben. Damals 
wurden mit der Einführung von Kurzschuljahren in den 
meisten Bundesländern zwei Jahrgänge aus allge-
meinbildenden Schulen entlassen. Die Annahme, die 
geringe Schwankungsbreite komme allein dadurch zu-
stande, daß Länder- und Arbeitsamtsergebnisse, die 
in sich unterschiedliche Entwicklungstendenzen auf-
weisen, zusammenaddiert werden, wird nicht bestätigt. 
Beispielsweise wurde für das Land Schleswig-Holstein 
und für die Freie und Hansestadt Hamburg die Schwan-
kungsbreite des Ausbildungsangebotes im Zeitraum 
1966/1970 überprüft. Dabei ergibt sich: 

 

Aus einer von Heinrich Mädlng vorgelegten Untersu-
chung läßt sich zudem folgern, daß die Schwankung 
des Ausbildungsangebotes größtenteils auf die kon-
junkturelle Entwicklung zurückgeführt werden 
kann6). 

Die Jahresstatistik der Berufsberatung erscheint da-
nach als Grundlage für Untersuchungen zur Ange-
botssituation bei der betrieblichen Berufsausbildung 
nach einzelnen Arbeitsamtsbezirken und Bundeslän-
dern durchaus geeignet. Sie wird im übrigen von der 
Öffentlichkeit als Informationsbasis über das Ange-
bot an Ausbildungsplätzen im Bundesgebiet laufend 
verwendet7). Allerdings genügt die Statistik der Be-
rufsberatung – deren Konzeption seit langen Jahren 
unverändert blieb – nicht voll den durch das Arbeits-
förderungsgesetz aus dem Jahre 1969 neu gesetzten 
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Normen8). Sie sollte insbesondere auch – nicht zu-
letzt im Interesse einer wirksamen Berufsberatung –
die Informationsbedarfe der Berufsbildungsfor-
schung stärker berücksichtigen. 
Auszugehen ist weiter davon, daß das dem Arbeits-
amt gemeldete Ausbildungsangebot tatsächlich 
Grundlage der Beratungstätigkeit ist. Selbst wenn 
nach einzelnen Regionen und einzelnen Ausbil-
dungsberufen Ausbildungskapazität besteht, die dem 
Arbeitsamt nicht bekannt ist, so ist dies für die Be-
rufsfindung der Jugendlichen und die Berufsberatung 
wenig relevant, da Hinweise auf solche Ausbildungs-
möglichkeiten den Berufsberatern nicht möglich sind. 
Diese sind vielmehr darauf angewiesen, den Jugend-
lichen Ausbildungswege und Alternativen aufgrund 
der ihnen bekanntgewordenen Ausbildungskapazität 
aufzuzeigen9). 

3. Methodisches Vorgehen und Aufbereitung des Ma-
terials 
3.1 Die verwendeten Aggregate und Bezugsgrößen 
Ausgewertet wurden für vorliegenden Bericht Ergeb-
nisse der Berufsberatungsstatistik für das Berichtsjahr 
vom 1. 10. 1969 bis zum 30. 9. 1970. Die Daten liefern 
Hinweise zur Berufswahlsituation des Schulentlaßjahr-
gangs 1970. Dem bereits 1971 publizierten Untersu-
chungsbericht lagen noch Daten für das Berichtsjahr 
1968/69 zugrunde10). Damals bestanden für das 
Bundesland Bayern – das 1968/69 das 9. Pflicht-
schuljahr an Hauptschulen einführte – nur be-
schränkt Vergleichsmöglichkeiten. Durch die Umstel-
lung soll zudem – wie bereits erwähnt – ein Ver-
gleich mit den im Laufe des Jahres 1973 zu erwarten-
den Ergebnissen der Berufszählung 1970 ermöglicht 
werden. 
Das Material ist jetzt, gegenüber dem früheren Be-
richt, stärker aggregiert zu nunmehr 60 Gruppen von 
Ausbildungsberufen, die wiederum nach zehn Berufs-
bereichen zusammengefaßt werden können. Eine 
vollständige Auflistung der 60 Gruppen enthalten die 
Tabellen 5 und 6 im Anhang. Dort ist der Bestand an 
Auszubildenden am 31.12.1970 nach der Kammerzu-
gehörigkeit für die 60 verwendeten Aggregate unter-
gliedert. Die Gliederung entspricht voll dem im IAB in 
Vorbereitung befindlichen „Handbuch zu den ausbil-
dungs- und berufsspezifischen Beschäftigungschan-
cen“. Die dort für die betriebliche Berufsausbildung 
enthaltenen Strukturdaten werden damit durch vor-
liegenden Bericht nach den 146 Arbeitsamtsbezirken 
weiter differenziert. 
Zum Angebot an Ausbildungsplätzen enthält der Be-
richt lediglich Relativzahlen. Als Basis wurden — aus 
den im folgenden dargelegten Gründen — jeweils 
10000 männliche bzw. weibliche Schulabgänger ge-
wählt. Die errechneten Relativzahlen geben an, für 

8) Nach § 6,1 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. 6. 1969 (BGBI. l, 
S. 582) hat die Bundesanstalt für Arbeit die Aufgabe u. a............ Lage 
und Entwicklung . . . der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im all-
gemeinen und in den einzelnen Wirtschaftszweigen und Wirtschafts-
gebieten ... zu beobachten, zu untersuchen und für die Durchführung 
der Aufgaben der Bundesanstalt auszuwerten“. 

') Äußerungen in der Presse wie z. B. in der „WAZ“ Nr. 246 vom 23. 10. 
1971 oder im „Der Lehrlingswart“, 19. Jg., Heft 10, Oktober 1971, in 
denen darauf verwiesen wird, daß Handwerksbetriebe mangels 
Erfolgsaussicht ihre Stellen nicht mehr der Berufsberatung melden, 
übersehen dieses Problem der Informationsbasis, die Grundlage für 
die Wahl des Ausbildungsplatzes ist. 

10) Vgl. Friedemann Stooß, a.a.O., Seite 145. – Die Daten für das Jahr 
1970 waren damals noch nicht verfügbar. 

wie viele unter je 10 000 im Jahre 1970 aus der Schule 
entlassenen Jungen bzw. Mädchen Ausbildungsplät-
ze für bestimmte Ausbildungsberufe angeboten wur-
den. 
Dadurch wird es möglich, stets mit ganzen Zahlen zu 
operieren. Bei den zahlreichen Gruppen, für die nur 
wenige Ausbildungsplätze gemeldet werden, lassen 
sich auf diese Weise Dezimalbrüche, deren Werte 
häufig nahe bei 0,01 liegen würden, vermeiden. 
Eine derartige Umrechnung erfordert gegenüber den 
üblichen Prozentangaben ein gewisses Umdenken. 
Einige Nachteile, die bei einem regionalen Vergleich 
von Angebotsstrukturen mit der üblichen Prozentuie-
rung verbunden sind, werden aber dadurch vermie-
den. Bei der reinen Prozentberechnung könnten le-
diglich Gewichte (Anteilswerte) der einzelnen Aggre-
gate — am regionalen Angebot gemessen — nachge-
wiesen werden. Die Basis (100 %) würde dabei in den 
146 Arbeitsamtsbezirken absolut sehr unterschiedli-
che Werte annehmen. Ein Vergleich zwischen Ar-
beitsamtsbezirken – und darauf kam es bei dieser 
Untersuchung in erster Linie an — lieferte auf der Basis 
von Prozentangaben nur mit Einschränkungen Hin-
weise zur Berufswahlsituation der Jugendlichen. Zu-
dem haben — wie eingangs hervorgehoben — die 
bisherigen Analysen deutlich gezeigt, daß die Schul-
abgangsquote die Auswahl der Jugendlichen unter 
Ausbildungsplätzen entscheidend bestimmt. Eine — 
absolut gesehen – geringe Zahl von Ausbildungs-
plätzen kann in einem Arbeitsamtsbezirk mit niedri-
ger Schulabgangsquote günstige Bedingungen für 
die Wahl eines Ausbildungsplatzes bieten. Umge-
kehrt wird in Bezirken mit Schulabgangsquoten von 
über 80 je 10 000 Einwohnern auch bei großen Ausbil-
dungsbemühungen der Wirtschaft die Chance, unter 
genügend Ausbildungsplätzen den passenden aussu-
chen zu können, nicht ohne weiteres so günstig aus-
fallen wie z. B. in den Großstädten Berlin, Hamburg, 
Frankfurt/Main, die sehr niedrige Schulabgangsquo-
ten aufweisen. 
Die in den Tabellen 1 bis 4 des Anhangs enthaltenen 
Relativzahlen sagen damit unmittelbar aus, in wel-
chem von mehreren betrachteten Arbeitsamtsbezir-
ken die Jugendlichen für eine bestimmte Gruppe von 
Ausbildungsberufen zahlreicher Ausbildungsplätze 
angeboten bekommen. 

3.2 Zu den beiden Typen von Ausbildungsberufen 
Für die vorliegende Darstellung war es — sollte die 
Übersichtlichkeit nicht verloren gehen – notwendig, 
die Tabellen und ihre Interpretation auf einige aus-
gewählte Gesichtspunkte zu beschränken. Das Ange-
bot an Ausbildungsplätzen wurde jeweils für Jungen 
und Mädchen auf zwei Typen von Ausbildungsberu-
fen aufgeteilt, und zwar: 
Gruppe 1: 
Jene Gruppen von Ausbildungsberufen, für die das 
Angebot an Ausbildungsplätzen deutlich regionale 
Schwerpunkte aufweist (regionale Bindung an be-
stimmte Wirtschaftszweige) – vgl. Tabellen 1 und 2. 
Die Kriterien für die Zuordnung der einzelnen Aggre-
gate von Ausbildungsberufen waren folgende: 
a) Daß das Angebot an Ausbildungsplätzen in einzel-

nen Arbeitsamtsbezirken über das 5fache des 
Bundesdurchschnitts hinausgeht und/oder 
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b) daß in mindestens 2/5 der 146 Arbeitsamtsbezirke 
keine Ausbildungsplätze angeboten werden bzw. 
ihre Zahl deutlich unter dem Bundesdurchschnitt 
bleibt und/oder 

c) daß in einem Arbeitsamtsbezirk mindestens 300 
Ausbildungsplätze je 10000 Schulabgänger ange-
boten werden oder daß in mindestens fünf Arbeits-
amtsbezirken mindestens das 3fache des Bun-
desdurchschnitts erreicht wird. 

Diese Kriterien erfüllen bei Jungen und Mädchen je 
13 Gruppen von Ausbildungsberufen. Für die Mäd-
chen ist die Zahl der Ausbildungsplätze, die innerhalb 
des Berufsbereiches II Grundstoffherstellung/-aufbe-
reitung angeboten werden, sehr gering. Die Gruppen 
wurden daher stärker zusammengefaßt. Auch mußte, 
da sich das Ausbildungsangebot für Mädchen gene-
rell stark auf wenige Ausbildungsberufe konzentriert, 
teilweise wiederum von obigen Kriterien abgewichen 
werden. Gruppe 2: Gruppen von 
Ausbildungsberufen, für die in der 

Mehrzahl der 146 Arbeitsamtsbezirke Ausbildungs-
plätze angeboten werden. 

Für Jungen wurden 34 entsprechende Berufsgruppen 
in Tabelle 3 des Anhangs aufgenommen. Enthalten 
sind dabei nur solche Gruppen von Ausbildungsbe-
rufen, für die im Bundesdurchschnitt je 10000 Schul-
abgänger mehr als 30 Ausbildungsplätze angeboten 
werden. 

Bei Mädchen konzentriert sich das Ausbildungsan-
gebot wesentlich stärker auf wenige Berufsgruppen. 
Lediglich bei 11 der gebildeten Gruppen erreicht das 
Angebot einen Anteil von über 100 Ausbildungsplät-
zen je 10000 Schulabgängerinnen. Die Tabelle 4 ent-
hält alle 28 Berufsgruppen, für die — über die in Ta-
belle 2 erfaßten Ausbildungsgänge hinaus – über-
haupt Ausbildungsplätze für Mädchen registriert 
worden waren. 

Welche Gruppen von Ausbildungsberufen in den Ta-
bellen des Anhangs nicht enthalten sind, ist der Über-
sicht 1 zu entnehmen. 
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Bei den Mädchen wird bereits aus der Übersicht 1 
deutlich, in welchem Ausmaß die Berufswahlmög-
lichkeiten eingeengt sind. Dabei haben neuere Un-
tersuchungen gezeigt, daß z. B. gerade für den Bau 
technischer Anlagen im industriellen Bereich die Ar-
beitsplätze für Facharbeiter nach Meinung der Vor-
gesetzten in beachtlich hohem Umfang auch von 
Frauen ausgefüllt werden könnten11). Gelänge es, 
hier traditionelle Vorstellungen über Berufsrollen ab-
zubauen, die bisher einseitig als männliche Domänen 
gelten, würden Mädchen aus einem wesentlich ver-
breiterten fachlichen Angebot an Ausbildungsgängen 
ihren Zielvorstellungen entsprechende Berufe wählen 
können. Der verschiedenenorts immer wieder beklagte 
Mangel an Facharbeitern ließe sich vermindern, 
und die noch immer beachtliche hohe Quote an 
Mädchen, die nach der Schulentlassung ungelernte 
Tätigkeiten übernehmen (müssen!), würde entspre-
chend reduziert. Allerdings muß offen bleiben, wie 
die Mädchen auf ein derartiges geändertes Angebot 
reagierten, weist doch — trotz geändertem Rollenver-
ständnis der Frau – die Quote der „Nur-Hausfrauen“ 
eine beachtliche Konstanz auf. 
Auf eine weitergehende Anwendung statistischer 
Meßverfahren zur Erklärung der Zusammenhänge 
und der gegenseitigen Abhängigkeiten muß vorerst 
verzichtet werden, da derzeit nur grobe Aggregate 
zur Beurteilung der regionalen Situation des Ausbil-
dungsmarktes bereitstehen. Für tiefergehende Analy-
sen wäre es erforderlich, wesentlich detailliertere 
Daten nach einzelnen Arbeitsamtsbezirken zu analy-
sieren. Dies sind neben der bereits vorliegenden 
Differenzierung der Schulabgänger nach dem Niveau 
des Abschlusses insbesondere Angaben zur Sozial-
struktur, zur Gliederung der Erwerbstätigen nach 
Wirtschaftsgruppen, zur Verteilung der angebotenen 
Ausbildungsplätze nach Ausbildungsbereichen (Indu-
strie, Handwerk, Handel usw.) und zur Größe der 
Ausbildungsbetriebe12). 
Neben der fachlichen Gliederung des Ausbildungs-
angebots werden bei der Darstellung der Ergebnisse 
als zusätzliche Merkmale herangezogen: 
a) die Wohndichte; 

wobei einerseits ländliche Gebiete, deren Wohn-
dichte unter 50 % des Bundesdurchschnitts von 
244 Einwohnern je qkm liegt, und andererseits 
Ballungsgebiete mit mehr als der dreifachen durch-
schnittlichen Wohndichte (mehr als 732 Einwoh-
ner je qkm), herausgegriffen werden. 

b) die Berufswünsche; 
für einzelne Gruppen von Ausbildungsberufen, die 
von Jugendlichen in hohem Ausmaß gefragt sind, 
wird nach Regionen überprüft, welche Möglich-
keiten dort bestehen berufliche Pläne zu realisie-
ren. 

11) Vgl. Hans Hofbauer: Potentielle Berufsfelder für Frauen, in: MittAB 4. 
Jg./1971, Heft 3, Seiten 336-348. 

12) Umfassende Vorschläge zur Verbesserung der Berufsbildungsstatistik 
sind enthalten bei: Herbert Fenger, Werner Karr, Jürgen Kühl, 
Friedemann Stooß: „Problemanalyse zur Entwicklung eines Instru-
mentariums der Berufsbildungsstatistik als Grundlage eines Infor-
mationssystems – Teil II: Die Funktion einer verbesserten Berufs-
bildungsstatistik in einem umfassenden Informationssystem zur 
Berufsbildung“, Forschungsbericht für das Bundesinstitut für Berufs-
bildungsforschung (BBF), Berlin, Dezember 1972 (Unveröffentlichtes 
Manuskript). 

13) Entsprechende Zahlenangaben sind enthalten in der „Datensammlung 
zum Wandel der Berufe“, Materialen aus der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, Nr. 1-12/1972. 

c) die Kammerzugehörigkeit des Bestandes an Aus-
zubildenden: 
Hier wird unterstellt, daß das Ausbildungsangebot 
sich nach der zuständigen Kammer (Handwerks-
kammer, Industrie- und Handelskammer und son-
stige Wirtschaftsorganisationen) gleichermaßen 
verteilt wie der Bestand an registrierten Ausbil-
dungsverhältnissen. Die Verteilung der in Ausbil-
dung stehenden Jugendlichen nach den 60 Be-
rufsgruppen am 31.12.1970 nach Geschlecht und 
Kammerzugehörigkeit ist in den Tabellen 5 und 6 
des Anhangs ausgewiesen. 

4. Das regional konzentrierte Ausbildungsangebot 
Die Tabellen 1 und 2 enthalten für Jungen und Mäd-
chen jene Berufsgruppen, für die Ausbildungsplätze 
im Schwerpunkt nur in einzelnen Regionen des Bun-
desgebiets angeboten werden. Nachstehend werden 
die Daten unter drei Aspekten näher betrachtet: 
1. in den Auswirkungen der einseitigen regionalen 

Verteilung  auf die  Berufswahlchancen  der Ju-
gendlichen 

2. unter dem Aspekt der Nachwuchsversorgung der 
Wirtschaft mit Fachkräften 

3. wird untersucht, inwieweit regionale Schwerpunk-
te beim Ausbildungsangebot geringere Auswahl-
möglichkeiten für jene Berufe bedingen, an denen 
Jugendliche,   aufgrund  der  geäußerten   Berufs-
wünsche, besonderes Interesse zeigten. 

4.1 Zusammenhänge mit den Erwachsenentätigkeiten 
Zunächst soll geprüft werden, welches Berufsgewicht 
die Erwachsenentätigkeiten besitzen, die gleich be-
nannt sind wie die Ausbildungsgänge jener 13 
Berufsgruppen, die in den Tabellen 1 und 2 des An-
hangs enthalten. Werden dem Ausbildungsange-
bot diese Erwachsenentätigkeiten gegenübergestellt, 
ergeben sich als gemeinsame Strukturmerkmale13): 
- alle Erwerbstätigkeiten sind in hohem Maße auf 
einen einzigen bzw. wenige Wirtschaftszweige kon-
zentriert; 
- die Zahl der Erwachsenen, die ihre Berufe bisher 
nicht aufgrund eines qualifizierten Abschlusses oder 
lediglich  aufgrund  betrieblicher  Einarbeitung  aus-
üben, ist jeweils überdurchschnittlich hoch; 
- die Verwertbarkeit der in der betrieblichen Ausbil-
dung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten außer-
halb des erlernten Berufs ist im allgemeinen gering 
(was   allerdings   nicht   allein   auf   die   genannten 
13 Gruppen von Ausbildungsberufen zutrifft); ebenso 
ist die Zahl der auf der Techniker-Ebene in einschlägi-
gen Fachrichtungen Erwerbstätigen, gemessen am 
Berufsgewicht, sehr niedrig; 
 

— umgekehrt sind — bereits in der Vergangenheit — 
aus anderen Ausbildungsbereichen, z. B. der Monta-
ge und Wartung, zahlreiche Kräfte in die entspre-
chenden Erwerbstätigkeiten übergegangen; 
— alle mit den Ausbildungsberufen gleichbenannten 
Erwachsenentätigkeiten sind im Zeitraum 1961/70 - 
soweit aus den Mikrozensen Entwicklungen erkennbar 
sind — zahlenmäßig geschrumpft; teilweise war der 
Rückgang sehr erheblich. Die Bestände an Auszubil-
denden weisen ebenfalls deutlich geringer werdende 
Anteile auf; 
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- die Diskrepanzen zwischen Berufsgewicht der Er-
wachsenentätigkeiten einerseits, und andererseits 
dem Bestand an Auszubildenden sowie dem Angebot 
an Ausbildungsplätzen und den Berufswünschen sind 
beachtlich. 
Nach dem Geschlecht ergeben sich im einzelnen die 
folgenden Größenordnungen: 

 

4.2 Regional konzentriertes Ausbildungsangebot und Chan-
cengleichheit 

Soll geprüft werden, in welchem Ausmaß Berufs-
wahlmöglichkeiten dadurch beschnitten werden, daß 
für bestimmte Ausbildungsgänge nur in einzelnen 
Regionen Ausbildungskapazität im dualen System 
vorhanden ist, erscheint ein Vergleich mit der Situa-
tion im Hochschulbereich nützlich. Dort besteht 
ebenfalls eine Reihe von Studienfächern, deren 
Kenntnisse lediglich in einzelnen Regionen verwertet 
werden können. So finden z. B. Diplom-Ingenieure 
des Bergbaus, des Eisenhüttenwesens, der Gießerei-
technik, der Brennereitechnik u. a., Arbeitsplätze nur 
in wenigen industriellen Ballungsgebieten. Gleiches 
gilt für Abschlüsse der Fachhochschulen. Der Zu-
gang zu solchen Studienplätzen oder auch zu den 
Arbeitsplätzen ist aber bei der schulischen Ausbil-
dung nicht beschränkt auf den im Pendelverkehr er-
schlossenen Einzugsbereich der Hochschulen oder 
der Betriebe. Zumindest bisher haben die Abiturien- 
14) Lt. Statistik der Berufsberatung für das Berichtsjahr 1969/70, a. a. O.; 

die Prozentwerte wurden ohne die Zahl der „unbestimmten Berufs-
wünsche“ errechnet. 

ten gleiche Chancen, unabhängig von der Wirt-
schaftsstruktur ihrer Wohnortregion, derartige Stu-
dienplätze zu erhalten. Soweit für Studienfächer die 
Studierendenzahl durch den Numerus clausus be-
schränkt ist, sind bisher Auswahlverfahren nach dem 
Einzugsbereich bestimmter Wirtschaftszweige nicht 
üblich. 
Eine mit der schulischen Berufsausbildung ver-
gleichbare Situation besteht im betrieblichen Bereich 
– bezogen auf die in den Tabellen 1 und 2 enthalte-
nen Ausbildungsgänge – nur für die Matrosen und 
Binnenschiffer bei den Jungen und bei Mädchen in ge-
wissem Umfang für die Hotel- und Gaststättenberufe. 
In der Vergangenheit hatte sich der Bergbau bemüht 
aus wirtschaftlich schwach strukturierten Gebieten 
Nachwuchs anzuwerben; der zahlenmäßige Umfang 
dürfte heute aber sehr gering sein. In begrenztem 
Umfang werden heute von einigen Großbetrieben 
„Lehrlings“-Wohnheime mit der Absicht unterhalten, 
Nachwuchs aus solchen Gebieten zu gewinnen, in 
denen vergleichbare Ausbildungsmöglichkeiten feh-
len. 
Daß bisher Zugänge zu Facharbeitertätigkeiten, für 
die ausschließlich in einzelnen Regionen Arbeitsplät-
ze angeboten werden, nicht bundesweit üblich sind, 
hat vielfältige Ursachen. Ein Faktor, dem besonderes 
Gewicht zukommt, ist die Überlegung der Eltern, ihre 
Kinder – die beim Abschluß der allgemeinbildenden 
Schule im Durchschnitt 15 bis 16 Jahre alt sind -
nicht fernab vom Elternhaus sich selbst überlassen 
zu müssen. Eher dürften Kinder und Eltern geneigt 
sein, auf bestimmte Ausbildungsmöglichkeiten zu 
verzichten. 
Für Jugendliche, die in Regionen wohnen, deren 
Ausbildungsangebot über das übliche Maß hinaus lo-
kale Schwerpunkte aufweist, wird durch die in Tabel-
len 1 und 2 ausgewiesenen „zusätzlichen Ausbil-
dungsmöglichkeiten“ zunächst die Auswahl unter 
verschiedenartigen Ausbildungsgängen erhöht. In 
diesen Arbeitsamtsbezirken sind Berufsziele reali-
sierbar, für die anderwärts Ausbildungsplätze fehlen. 
Die entsprechenden Arbeitsamtsbezirke bieten damit 
gegenüber dem Bundesgebiet insgesamt günstigere 
Berufswahlmöglichkeiten für Jugendliche an. 

Allerdings ist diese Aussage stark zu relativieren, 
wenn die Berufswünsche der Jugendlichen berück-
sichtigt werden. Dies gilt zunächst für die sich mit der 
Ausbildung eröffnenden beruflichen Laufbahnen 
(Obergangsmöglichkeiten, Aufstiegswege etc.). Wie 
bereits aufgezeigt, besteht eine erhebliche Diskre-
panz zwischen dem Berufsgewicht und den Berufs-
wünschen. Die Jugendlichen interessieren sich in 
wesentlich geringerem Umfang für derartige Tätig-
keiten, als dies den Anteilen am Ausbildungsangebot 
und am Bestand von Auszubildenden entspricht. Von 
den Jungen und Mädchen, die eine Ausbildung in den 
13 Berufsgruppen absolvieren, dürfte demnach ein 
großer Teil zunächst ganz andere Berufsziele verfolgt 
haben. Auch bleiben von den angebotenen Ausbil-
dungsplätzen, insbesondere denen des Berufsberei-
ches II Grundstoffherstellung/-aufbereitung, über-
durchschnittliche Anteile unbesetzt. 
Ganz andere Überlegungen ergeben sich aus der 
Sicht der nachwuchssuchenden Betriebe. Dabei muß 
davon ausgegangen werden, daß, dem Umfang des 
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regional konzentrierten Ausbildungsangebots ent-
sprechend, Facharbeiterplätze bestehen, auf denen 
– zumindest überwiegend oder zu einem entspre-
chend hohen Anteil – nur Fachkräfte einsetzbar sind, 
die Fertigkeiten und Kenntnisse beherrschen, die 
während der dualen Ausbildung vermittelt werden. Im 
Interesse der Leistungsfähigkeit der Betriebe er-
scheint es aus übergeordneten wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten erforderlich, Fachkräfte für derartige 
„Spezialberufe“ aus den der jeweiligen Produktion 
oder Branche zugeordneten Einzugsbereichen zu ge-
winnen. Jugendliche, die in Regionen wohnen, die ein-
seitige Schwerpunkte beim Ausbildungsangebot auf-
weisen, sind damit auf der Ebene der Facharbeitertä-
tigkeiten gehalten, Ausbildungsplätze (und damit Ar-
beitsplätze!) zu übernehmen, die in der gesamten 
Bundesrepublik wenig nachgefragt werden und ge-
genüber anderen Ausbildungsgängen auch geringere 
Entfaltungs- und Fortkommensmöglichkeiten bieten. 
Gleiches wird aber den an einem Studium interes-
sierten Jugendlichen der Hochschul- und Fachhoch-
schulebene – unter Berufung auf den Grundsatz der 
Chancengleichheit15) — nicht zugemutet. Soll die 
Ungleichheit bei der Wahl der betrieblichen Ausbil-
dungsplätze gezielt vermindert werden, wäre zu prü-
fen, durch welche Einzelmaßnahmen die unter-
schiedlichen Belange der Wirtschaft einerseits mit 
den berechtigten Ansprüchen der Jugendlichen an-
dererseits auf gleiche Berufswahlmöglichkeiten bes-
ser in Einklang gebracht werden können. Dies setzt 
nicht allein weitere Aktivitäten der Berufsbildungsfor-
schung voraus, sondern ebenso die Setzung klar er-
kennbarer Prioritäten im Rahmen der Berufsbil-
dungspolitik. 

4.3 Beziehungen zwischen dem regional konzentrierten und 
dem breit gestreuten Ausbildungsangebot 
Zuvor wäre zu untersuchen, ob in den Arbeitsamts-
bezirken, die einseitige Schwerpunkte für bestimmte 
Gruppen von Ausbildungsberufen aufweisen, den Ju-
gendlichen in den übrigen Berufsfeldern geringere 
Auswahlmöglichkeiten geboten werden. Dies soll im 
folgenden für die den Jungen angebotenen Ausbil-
dungsplätze — vgl. Tabelle 1 im Anhang — näher be-
trachtet werden. Für die Mädchen zeigt die Tabelle 2, 
daß dort der Anteil des regionalen konzentrierten 
Ausbildungsangebots deutlich niedriger liegt. Nur in 
wenigen Arbeitsamtsbezirken werden Anteilswerte 
von über 3 % des Gesamtangebots an Ausbildungs-
plätzen für Mädchen erreicht. 
In die Übersicht 2 wurden aus der Tabelle 1 im An-
hang die Arbeitsamtsbezirke aufgenommen, bei de-
nen das regional konzentrierte Ausbildungsangebot 
über 5,6% der Ausbildungsplätze ausmacht (150% 
15) U. a. sieht der „Bericht zur Bildungspolitik“, Bundestagsdrucksache 

VI/925 vom 8. 6. 1970, S. 64 im Numerus clausus „das kritischste 
Problem“ für die unmittelbare Zukunft der Hochschule. Danach wird 
weiter angestrebt in den folgenden Jahren zumindest die Zulas-
sungsbeschränkungen zu mildern. Sie endgültig beseitigen zu wollen, 
ist implizit als Zielvorstellung dem Bericht zu entnehmen. 

16) Prozentwerte wiederum ohne Berücksichtigung der „unbestimmten 
Berufswünsche“, da sonst Zeitvergleiche nur mit Einschränkungen 
möglich wären. 

17) Vgl. „Berufsberatung 1967/68 – Weitere Ergebnisse der Berufsbera-
tungsstatistik“, herausgegeben von der Bundesanstalt für Arbeit, 
Nürnberg, 20. April 1970, Seiten 8 ff.; dort werden die Daten nach 
entsprechenden Regionaltypen für das Bundesgebiet analysiert. 

18) Eine Untersuchung zur „Standortorientierung tertiärer Betriebsstätten 
in Verdichtungsräumen“ läuft derzeit an der Universität Karlsruhe, 
Sektion Soziologie. Das Projekt wird von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft finanziert. Ausgewertet wird dabei gemeinde-
statistisches Material über Dienstleistungsbetriebe, die im Einzugs-
bereich solitärer Großstädte ihren Standort haben. 

des durchschnittlichen Anteils im Bundesgebiet 
übersteigt) bzw. die Anteilswerte unter 2% liegen 
(unter 50 % des Bundesdurchschnittswertes). Das 
regional konzentrierte Ausbildungsangebot wird da-
bei verglichen mit dem Angebot für den Berufsbe-
reich IVb Montage, Wartung technischer Anlagen und 
dem Berufsbereich Vlb Büro- und Verwaltungsberufe. 
Es sind jene beiden Berufsbereiche, bei denen sich 
die in der Statistik der Berufsberatung ausgewiesenen 
Berufswünsche der Jungen vorwiegend auf betriebli-
che Berufsausbildung beziehen. Im Zeitraum 1960 bis 
1970 wies der Berufsbereich IVb Montage, Wartung 
technischer Anlagen den geringsten Rückgang des 
Anteils an den Berufswünschen16) von 17% auf 
15 % auf. Beim Berufsbereich Vlb Büro-, Verwal-
tungsberufe ist der Anteil im gleichen Zeitraum von 
21 % auf 24 % am stärksten angestiegen. Es handelt 
sich bei den Jungen um jene Berufsbereiche, deren 
Ausbildungsplätze einerseits für Facharbeitertätig-
keiten, andererseits für Angestelltenpositionen am 
interessantesten erscheinen. 
Daneben haben anderweitige Untersuchungen ge-
zeigt, daß die Größe des zentralen Ortes eines Ar-
beitsamtsbezirkes, und die Quote an abhängigen Ar-
beitnehmern das berufliche Bildungsangebot mitbe-
stimmen17). 
Die Obersicht 2 zeigt, daß die Arbeitsamtsbezirke mit 
hohem regional konzentrierten Ausbildungsangebot 
zwei geschlossenen Regionen zuzurechnen sind. 
Einmal handelt es sich dabei um das „Ruhrgebiet“ 
zum anderen um das nordbayerische Grenzgebiet um 
Bayreuth, Hof und Weiden/Opf. Im größten Teil der 
Arbeitsamtsbezirke, in denen das regional konzentrier-
te Ausbildungsangebot hohe Anteile erreicht, ist die 
Quote an abhängigen Arbeitnehmern niedriger als im 
Bundesdurchschnitt; Ausnahmen bilden Hamburg, 
Ludwigshafen und Hof in Bayern. Dabei dürfte es sich 
jeweils um Wirtschaftszentren mit größerem Hinter-
land handeln, bei denen mit der wirtschaftlich 
schwächer strukturierten weiteren Umgebung vielfäl-
tige Wechselbeziehungen bestehen, was unter ande-
rem in niedrigen Schulabgangsquoten deutlich wird. 
Generell kann — wie die Obersicht 2 zeigt — nicht 
davon ausgegangen werden, daß dort, wo das regio-
nal konzentrierte Ausbildungsangebot hohe Anteils-
werte erreicht, die Berufswahlmöglichkeiten der Jun-
gen für qualifizierte Facharbeiter- und Angestellten-
berufe geringer seien. Entscheidender ist die regio-
nale Wirtschaftsstruktur und die Schulabgängerquo-
te. 
Für das Angebot an Ausbildungsplätzen im Büro- und 
Verwaltungsbereich ist die Größe des zentralen Ortes 
eines Arbeitsamtsbezirkes wiederum von wesentli-
chem Einfluß18). Dies dürfte mit dem von Zentralorten 
überwiegend wahrgenommenen Dienstleistungsund 
Verteilungsaufgaben zusammenhängen. Da derzeit 
das Ausbildungsangebot der Arbeitsamtsbezirke nicht 
unterteilt werden kann nach Zentralorten und 
ländlichem Umfeld, ist es auch nicht möglich, im De-
tail nachzuweisen, unter welchen Strukturbedingun-
gen größere regionale Zentren zu einer nachhaltigen 
Verbesserung des Ausbildungsangebots führen. 

Deutlich wird der starke Einfluß der Schulabgangs-
quote. In den Bezirken, in denen der zentrale Ort ge-
ringe Einwohnerzahlen aufweist und gleichzeitig 
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hohe Schulabgangsquoten bestehen, sind die Aus-
wahlmöglichkeiten in den für die Jungen interessan-
ten Facharbeiter- und Angestelltenberufen teilweise 
erheblich eingeschränkt. Dies gilt allerdings auch für 
Flächenregionen mit niedrigem regional konzentrier-
tem Ausbildungsangebot. 

In Großstädten und in bestimmten Industriegebieten 
wirkt sich — wie die Übersicht 2 weiter zeigt — ein 

hoher Anteil an regional konzentrierten Ausbildungs-
berufen auf die Auswahlmöglichkeiten der Jugendli-
chen nicht nachteilig aus. Im rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet wiederum, das besonders zahlreich 
Erwachsenenarbeitsplätze in der Grundstofferzeu-
gung/-aufbereitung bereitstellt, sind die Auswahl-
möglichkeiten der Jugendlichen im Berufsbereich 
IVb Montage/Wartung technischer Anlagen ebenfalls 
deutlich geringer als im Bundesdurchschnitt. Dies ist 
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dadurch bedingt, daß — wie bereits früher darge-
legt19) — die Grundstoffe und Produktionsgüter er-
zeugenden Industriezweige, gemessen an der Ge-
samtzahl ihrer Arbeitsplätze, anteilsmäßig wesentlich 
weniger Ausbildungsmöglichkeiten anbieten, als 
etwa handwerkliche Betriebe im bayerischen Raum 
oder Investitionsgüter erzeugende Industrien (Elek-
trotechnik, Feinmechanik, Maschinenbau u. dgl.) in 
Hessen oder in Baden-Württemberg. 

5. Ausbildungsberufe mit breiter regionaler Streuung 

5.1 Zum Inhalt und zu Aussagemöglichkeiten der Tabellen 
Die Tabellen 3 und 4 des Anhangs enthalten für Jun-
gen und Mädchen die Gruppen von Ausbildungsbe-
rufen, für die der größere Teil der 146 Arbeitsamtsbe-
zirke in der Bundesrepublik Deutschland Ausbil-
dungsplätze bietet. Regionen mit besonders geringer 
und sehr hoher Wohndichte sind zusätzlich gekenn-
zeichnet, und zwar: mit Stern (*) die Arbeitsamtsbe-
zirke, deren Wohndichte unter 122 Einwohner je qkm 
(unter 50% des Bundesdurchschnitts) liegt; mit 
Punkt (.) jene Arbeitsamtsbezirke, in denen auf 1 qkm 
mehr als 732 Einwohner (über 300% des Bundes-
durchschnitts von 244) entfallen. Allgemeine Struk-
turdaten zum Ausbildungsangebot sind in den Karten 
der Landesarbeitsamtsbezirke jeweils nach 5 Noten-
stufen enthalten. Die Stufen wurden gleich gewählt, 
wie bei dem bereits früher publizierten Bericht. Da-
nach bedeutet: 

 
Die Spanne für den Durchschnitt wurde sehr weit ge-
wählt. Damit dürften regionale Besonderheiten beim 
Aufstellen der statistischen Nachweise ebenso wie 
bei der Meldung von Ausbildungsplätzen durch die 
Wirtschaft bereits weitgehend aufgefangen sein. Als 
Strukturdaten zur allgemeinen Angebotssituation 
wurden gewählt: 
- Die Schulabgängerquote im Jahre 1970 für Jungen 
und Mädchen bezogen auf jeweils 10000 Einwohner 
insgesamt. Durch die für jeden Arbeitsamtsbezirk ge-
wählte Rasterung wird deutlich, wo für Jungen und 
Mädchen allein von der Stärke eines Geburtenjahr-
ganges her eine hohe Ausbildungskapazität erforder-
lich ist. Wie bereits früher nachgewiesen20), ist die 
Schulabgängerquote der Haupteinflußfaktor für die 
Berufswahlsituation in einem Arbeitsamtsbezirk. Die 
Wirtschaft hat sich bisher auf unterschiedlich starke 
Geburtsjahrgänge nach einzelnen Regionen nicht 
eingestellt. Eine Ausnahme davon scheint Bayern zu 
machen. Dort ist das Angebot an Ausbildungsplätzen, 
zumindest für die Jungen, auch bei hoher Schul- 
19) Vgl. Friedemann Stooß, a.a.O., Seite 177. Danach werden im Ma-

schinenbau, Fahrzeugbau und in der Feinmechanik je 100 männliche 
Erwerbstätige 11-14 Nachwuchskräfte betrieblich ausgebildet. In der 
Eisen- und Stahlerzeugung und im Bergbau sind es dagegen nur 3. 

20) Friedemann Stooß, a. a. O., S. 151 und Schaubilder S. 167 und S. 168. 
21) Vgl. a. a. O. (Fußnote 2). 

abgängerquote, in den meisten Arbeitsamtsbezirken 
beachtlich höher als etwa in den Bundesländern 
Niedersachsen oder Rheinland-Pfalz. 
- Die Zahl der je 10 000 Jungen bzw. Mädchen ange-
botenen Ausbildungsplätze. Die Relativzahl gibt an, 
wie viele Ausbildungsplätze für Jungen und Mädchen 
bereit standen. Die angegebenen Werte können un-
mittelbar miteinander verglichen werden. Sie sagen 
aus, in welchem von mehreren interessierenden Ar-
beitsamtsbezirken  Jugendlichen  größere  Auswahl-
möglichkeiten geboten werden. 
- Die Zahl der am 30. 9.1970 noch unbesetzten Aus-
bildungsplätze umgerechnet auf je 10000 Jungen 
bzw.   Mädchen,   die   1970  aus  allgemeinbildenden 
Schulen entlassen wurden. Die Werte zeigen, für wie-
viele  weitere  Schulabgänger  anteilsmäßig  Ausbil-
dungsplätze vorhanden  gewesen wären. Aus dem 
Vergleich  zwischen  mehreren  Arbeitsamtsbezirken 
wird wiederum erkennbar, in welchen Regionen Jun-
gen und Mädchen zwischen mehreren Ausbildungs-
betrieben zur Realisierung eines gesetzten Berufs-
zieles wählen können. 
- Das Konzentrationsmaß21): Als Meßzahl wird damit 
ausgedrückt, wie sich die angebotenen Ausbildungs-
plätze absolut bzw. relativ über die gebildeten 60 Be-
rufsgruppen hinweg verteilen. Das Maß ist normiert 
und schwankt zwischen 0 und 1. Würden in einem 
Arbeitsamtsbezirk für alle 60 Gruppen Ausbildungs-
plätze in genau gleicher Zahl angeboten, betrüge das 
Konzentrationsmaß   0.   Würden   umgekehrt   alle   in 
einem Arbeitsamtsbezirk angebotenen Ausbildungs-
plätze auf eine einzige Berufsgruppe entfallen, wäre 
das Konzentrationsmaß 1. Das Maß sagt damit aus, 
wie tief fachlich/beruflich die angebotenen Ausbil-
dungsgänge gegliedert sind bzw. wie groß das Sorti-
ment realisierbarer Berufsziele in einem bestimmten 
Arbeitsamtsbezirk ist. Mit Hilfe der Meßzahl können 
verschiedene  Arbeitsamtsbezirke  daraufhin  vergli-
chen werden, wo die Palette angebotener Ausbil-
dungsberufe größer ist und  in welchen  Regionen 
Jungen  oder  Mädchen   ihre  Berufswahl  zwischen 
mehr Ausbildungsberufen treffen können. 

Bei der Übertragung der Strukturdaten in Notenstu-
fen werden die errechneten Meßwerte jeweils mit 
dem Bundesdurchschnitt insgesamt verglichen. Aus-
gegangen wird dabei von der Überlegung, daß die für 
das Bundesgebiet insgesamt festgestellte Situation 
gewissermaßen als „Normalsituation“ gelten kann. 
Wenn es darum geht, Gleichheit der Bildungschan-
cen in der Berufsausbildung zu erreichen, wäre ein 
wesentlicher Schritt bereits getan, wenn Jungen und 
Mädchen im größten Teil der Bundesrepublik die 
Möglichkeiten zur Berufswahl vorfänden, die ihnen 
theoretisch im Bundesgebiet als ganzem heute offen 
stehen. 
Die ausgewiesenen Strukturdaten und Anteilswerte 
für gemeldete Ausbildungsplätze sagen nichts dar-
über aus, ob in einem Bezirk absolut alle Schulab-
gänger in irgendeinem Beruf einen Ausbildungsplatz 
bekommen können. Damit ergeben sich auch keine 
Anhaltspunkte darüber, in welchem Ausmaß selbst 
bei geringem Angebot Ausbildungsplätze für Jungen 
und Mädchen unbesetzt bleiben. Vielmehr wird dar-
gestellt, inwieweit die Berufswahlsituation der Jun-
gen und Mädchen nach ihren Wohnbezirken vom 
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Bundesdurchschnitt oder von einem anderen ver-
gleichbaren Arbeitsamt abweicht. Wird wiederum am 
Grundsatz der Chancengleichheit gemessen, bedeu-
tet dies für die duale Bildung, daß nachgewiesen 
wird, inwieweit Jugendliche ihren individuellen Wün-
schen entsprechend aus einem standardisierten 
Fächerangebot auswählen können. 

Anders als bei Fachschulen, Fachhochschulen und 
Hochschulen entstehen durch die unterschiedliche 
Qualität der Ausbildungsplätze zusätzliche Ungleich-
gewichte. Sie werden — über das verbindlich als 
Grundlage des Ausbildungsganges vorgeschriebene 
Berufsbild hinaus — durch eine Reihe von Zusatzfak-
toren bestimmt, die allein vom Ausbildungsbetrieb 
her beeinflußbar sind. Dazu gehören die Arbeits-
platzsituation, das Produkt, die Organisation der Pro-
duktion, die Branche und ihre Entwicklungstenden-
zen, die Betriebsgröße, die unterschiedliche Qualifi-
kation der Berufsausbilder u. a.22). Bei der Diskus-
sion um die Verbesserung der dualen Bildung geht es 
damit u. a. um zwei Fragenkomplexe: 

a) die Standardisierung der Zahl wählbarer Ausbil-
dungsgänge nach Regionen; wobei ein an allen 
Orten erreichbares Standardsortiment im Sinne 
einer Mindestauswahl von Fächern anzustreben 
wäre (vgl. dazu Abschnitt 6); 

b) die Festlegung einheitlicher Rahmenbedingungen 
über die bestehenden Berufsordnungsmittel hin-
aus. Dazu gehören etwa Toleranzgrenzen für die 
Ausstattung von Ausbildungsplätzen, für den un-
vermeidbaren   Umfang  von   Nebenarbeiten   und 
Fremdarbeiten, für den Einsatz von Auszubilden-
den in der Produktion und dem Anteil der reinen 
Ausbildungsarbeit und dgl. 

Die Strukturdaten der Tabellen 3 und 4 bieten keine 
Anhaltspunkte zur unterschiedlichen Qualität des 
Ausbildungsangebots. Geht es aber darum, gezielt 
Maßnahmen anzusetzen, um Strukturschwächen aus-
zugleichen, müssen derartige qualitative Unter-
schiede mit berücksichtigt werden. Z. B. wird Baden-
Württemberg in den Bezirken, deren Ausbildungsan-
gebot zwar unter dem Bundesdurchschnitt bleibt, das 
aber besonders zahlreich Ausbildungsplätze in indu-
striellen Lehrwerkstätten enthält, keiner zusätzlichen 
Förderungsmaßnahmen bedürfen. 

Zwar können die in den Tabellen 3 und 4 zusammen-
gefaßten Ausbildungsberufe in den meisten Arbeits-
amtsbezirken erlernt werden; die Zahl der Ausbil-
dungsplätze weicht aber von einer Region zur ande-
ren sehr stark ab. In den unterschiedlichen Anteilen 
spiegelt sich wiederum – entsprechend den 
Tabellen 1 und 2 – die regionale Wirtschaftsstruktur 
wider. Je nach Präsenz der Branchen auf der 
örtlichen Ebene, ihrer Arbeitsplatzstruktur und ihrer 
Ausbildungsintensität, bestehen von einem Ort zum 
anderen sehr unterschiedliche Schwerpunkte für die 
Wahl der Ausbildungs- und Berufswege von Jungen 
und Mädchen. Gleiche Berufswahlmöglichkeiten 
bestehen daher auf der Ebene der dualen Ausbildung 
bisher keineswegs. Dies ist – im Gegensatz zur 
schulischen 

22) Hinweise zu diesem Fragenkomplex sind u. a. enthalten bei Heinen, 
Weibers, Windzus: „Lehrlingsausbidlung – Erwartung und Wirklichkeit“, 
eine empirische Studie zur Situation der beruflichen Bildung in Schule 
und Betrieb (erstellt im Auftrag der Landesregierung Rheinland-Pfalz), 
Mainz 1971. 

Berufsbildung – u. a. eine Folge der, aus pädagogi-
schen und anderen Gründen, begrüßenswerten 
engen Bindung der jugendlichen Schulentlassenen an 
das Elternhaus. 

Die Gesamtpalette der anerkannten Ausbildungsbe-
rufe ist, selbst in größeren Regionen, nicht umfas-
send anzubieten; zumal einzelne Ausbildungsberufe 
unmittelbar an einen einzigen Wirtschaftszweig ge-
bunden sind. Die regionale Mobilität der Absolventen, 
die für den Bereich der Fachhochschulen und Hoch-
schulen selbstverständlich ist, würde übertragen auf 
das duale System zahlenmäßig umfangreiche Wan-
derungen auslösen, deren Folgelasten erheblich sein 
müßten. Ob es trotzdem möglich ist, auf der Ebene 
der Facharbeiter und Sachbearbeiter im Angestell-
tenbereich Nachteile besser auszugleichen, soll bei 
der Prüfung der Frage, wie ein Standardsortiment für 
duale Ausbildungsgänge aussehen könnte, noch ein-
mal aufgegriffen werden. 

5.2 Das Ausbildungsangebot nach Wohndichte und 
Kammerzugehörigkeit 
Zunächst sollen Details aus den Tabellen 3 und 4 
nach zwei Aspekten für Jungen und Mädchen darge-
stellt werden: 

a) die  Unterschiede  im  Ausbildungsangebot  nach 
dünnbesiedelten   Regionen  einerseits  und   Bal-
lungsgebieten andererseits 

b) die Schwerpunkte des Ausbildungsangebots aus 
dem Handwerk und aus der Industrie 

c) die weitere Frage, welche Berufsziele sich reali-
sieren lassen, ist damit zugleich abgedeckt. 

Werden die Berufswünsche der Jungen und Mädchen 
für das Jahr 1970 nach solchen Berufsgruppen und 
Berufsbereichen zusammengefaßt, deren zugeordne-
te Erwachsenentätigkeiten vorwiegend aufgrund 
betrieblicher Ausbildung übernommen werden, so 
ergibt sich: 
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Angaben zu den regionalen Angebotsschwerpunkten 
der vier genannten Gruppen sind in den Übersichten 
4 und 5 im Detail enthalten. 

5.21 Der Einfluß der Wohndichte nach vier Regionaltypen 
Zunächst soll aufgezeigt werden, in welchem Ausmaß 
die Wohndichte eines Bezirks, das Angebot an Aus-
bildungsplätzen beeinflußt. Ausgewertet wurde dabei 
die berufliche Gliederung des Ausbildungsangebots 
in den Arbeitsamtsbezirken in ländlichen Gebieten 
und Ballungsgebieten, die in den Tabellen 3 und 4 
entsprechend (mit * und .) markiert sind. Wie oben 
dargestellt, wurden die Anteile der einzelnen Berufs-
gruppen nach fünf Notenstufen bewertet. Werden die 
vom Durchschnitt abweichenden „Noten“ zusam-
mengestellt, ergeben sich die in Obersicht 3 enthal-
tenen Angebotsschwerpunkte. Die Strukturdaten der 
ausgewählten Arbeitsamtsbezirke werden nachste-
hend zusammengefaßt zu vier regionalen Typen 
wiedergegeben (in Prozent wird in einer zweiten 
Spalte für jeden absoluten Wert der Anteil am Bun-
desgebiet insgesamt angegeben; die verwendeten 
Quoten werden in der zweiten Spalte in Prozent am 
Bundesdurchschnitt gemessen). 

A) Die 34 „ländlich strukturierten“ Arbeitsamtsbezirke 
Auf beinahe 2/5 des Gesamtgebiets der Bundesrepu-
blik Deutschland leben hier rund 15% der Wohnbe-
völkerung und 13% der Arbeitnehmer. Die Arbeit-
nehmerquote ist um rund 14 Prozentpunkte niedriger 
als im Bundesgebiet insgesamt. In den 34 Arbeits-
amtsbezirken wurden 16,6% der Ausbildungsplätze 
für Jungen und 15,4% der Ausbildungsplätze für 
Mädchen gemeldet. Bezogen auf die Arbeitnehmer 
wurden 1970 3,5% Ausbildungsplätze angeboten. Die 
Schulabgängerquote liegt mit insgesamt 131 je 10 000 
Einwohner um mehr als 10 % über dem Bundesdurch-
schnitt. 

 
Von den 26 Arbeitsamtsbezirken gehören 13 zum 
Land Bayern, weitere 7 zu Niedersachsen, 3 zu Ba-
den-Württemberg und je 1 Arbeitsamt zu Schleswig-
Holstein, Nordrhein-Westfalen und Hessen. 

 
Zu dieser Gruppe gehören die Arbeitsamtsbezirke 
Flensburg, Neumünster, Lüneburg, Gelle, Trier, Re-
gensburg, Schweinfurt und Landshut. 

B) Strukturdaten der 19 Arbeitsamtsbezirke in 
Ballungsgebieten 
Auf einer Fläche von unter 4 % leben hier mehr als 
¼ der Einwohner der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Arbeitnehmerquote liegt um rund 10 % über dem 
Bundesdurchschnitt. Für Jungen und Mädchen wer-
den in den 19 Arbeitsamtsbezirken je etwa ¼ der ge-
meldeten Ausbildungsplätze angeboten. Der Anteil 
der 19 Arbeitsamtsbezirke an den Schulabgängern 
des Jahres 1970 beträgt dagegen nur 22 %. Bezogen 
auf die in abhängiger Stellung erwerbstätigen Arbeit-
nehmer wurden 1970 insgesamt 2,5 % Ausbildungs-
plätze angeboten. Die Schulabgängerquote liegt mit 
102 je 10 000 Einwohner um 14 % unter dem Bundes-
durchschnitt. 

 
Zu dieser Gruppe gehören die Großstadtbezirke Ber-
lin/West, Hamburg, Hannover, Düsseldorf, Köln, 
Frankfurt/Main, Stuttgart. 
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Zehn der zur Gruppe gehörenden Arbeitsamtsbezirke 
liegen in Nordrhein-Westfalen, insbesondere im 
Ruhrgebiet. Die beiden anderen sind Offenbach/Main 
und Mannheim. 

In den 53 Arbeitsamtsbezirken, für die Schwerpunkte 
des Ausbildungsangebots aus der Obersicht 3 zu 
entnehmen sind, lebten danach 1970 rund 2/5 aller 
Einwohner und aller Arbeitnehmer der Bundesrepu-
blik Deutschland. Die dabei festgestellten Unter-
schiede dürften auch für die Beziehungen zwischen 
zentralen Orten und ländlichem Umfeld innerhalb der 
einzelnen Arbeitsamtsbezirke gelten. Denn keines-
falls kann davon ausgegangen werden, daß die für 
einen Arbeitsamtsbezirk ausgewiesene Durchschnitts-
situation für alle Jugendlichen, die dort wohnen, in 
gleicher Weise gelte. Bei einer Flächengröße von weit 
über 3000 qkm, die häufig vorkommt, können die 
Jugendlichen eines Arbeitsamtsbezirkes nicht alle 
dort angebotenen Ausbildungsplätze im täglichen 
Pendelverkehr erreichen. Je nach Lage des Wohn-
ortes wird die Berufswahlsituation eines Jungen oder 
eines Mädchens mehr derjenigen gleichen, die für 
Regionen mit geringer Wohndichte gilt oder aber der-
jenigen, die für Ballungsgebiete festgestellt wurde. 

Ein Vergleich zwischen „ländlichen“ Bezirken und 
Ballungsgebieten zeigt: 

a) In ländlichen Bezirken werden besonders zahlreich 
Ausbildungsplätze für einzelne Handwerkszweige an-
geboten, die sich einerseits auf das Fleischerhand-
werk, andererseits auf Bau- und Ausbautätigkeiten 
konzentrieren. In sehr geringer Zahl nur gibt es Aus-
bildungsplätze, die überwiegend von Industriebetrie-
ben bereitgestellt werden. Dazu gehört insbesondere 
die Gruppe der metallbearbeitenden Tätigkeiten und 
die technische Anlagen montierenden und wartenden 
Berufe. Daneben fehlen häufig Ausbildungsplätze für 
Fachkaufleute und für die Fachtätigkeiten im techni-
schen Büro bzw. im Labor. 

Bei Mädchen ist die Situation ähnlich. Als besonderer 
Nachteil wirkt sich hier aus, daß Ausbildungsplätze 
für Facharbeiter, die nach Meinung der Vorgesetzten 
für Frauen geeignet wären23), bereits für Jungen nur 
sehr knapp angeboten werden. Sollen Mädchen brei- 
23) Vgl. Hans Hofbauer, a. a. O. 

tere und bessere Auswahlmöglichkeiten im dualen 
System geboten werden, so wird dies nur durch über-
betriebliche Maßnahmen gelingen, d. h. durch das An-
gebot von Ausbildungsplätzen, die Einzelbetriebe der 
Wirtschaft in einer bestimmten Region nicht bereit-
stellen können, da entsprechende Erwachsenenar-
beitsplätze fehlen. 

b) In Ballungsgebieten werden in hohem Maße Aus-
bildungsplätze für Fachkaufleute und für Fachtätig-
keiten in Labors und technischen Büros angeboten. 
Bei Mädchen steht dort auch ein reichhaltiges Ange-
bot bereit für Hilfstätigkeiten in Arztpraxen. Geringer 
dagegen ist das Angebot in der Nahrungsmittelher-
stellung und in den handwerklich geprägten Bau- und 
Ausbauberufen. Für Mädchen liegt auch das Angebot 
an Ausbildungsplätzen im Textilbereich und für 
Haushaltstätigkeiten häufig unter dem Bundesdurch-
schnitt. 

5.22 Das Ausbildungsangebot des Handwerks 
Im folgenden soll nun geprüft werden, in welchen 
Berufsgruppen das Handwerk nach Arbeitsamtsbe-
zirken in überdurchschnittlichem Ausmaß Ausbil-
dungsplätze anbietet. Ausgewählt wurden dabei sol-
che Berufsgruppen, bei denen 1970 die bestehenden 
Ausbildungsverhältnisse zu über 75% bei Hand-
werkskammern registriert waren. Daneben wurde von 
einem Mindestangebot an Ausbildungsplätzen für 
Jungen von etwa 150 und für Mädchen von rund 40 
ausgegangen. Die entsprechenden Daten sind in der 
folgenden Übersicht 4 zusammengefaßt. 
Die Angaben der Obersicht 4 für Bäcker und Kondi-
toren zeigen, welche Arbeitsamtsbezirke auch für 
Mädchen in entsprechender Zahl Ausbildungsplätze 
anbieten. Umgekehrt läßt sich aus dem Ausbildungs-
angebot für Feinbauer (Zahntechniker, Optiker, 
Edelmetallschmiede u. ä.) und für Friseure erschlie-
ßen, welche Arbeitsamtsbezirke für Jungen ent-
sprechend zahlreich Ausbildungsplätze anbieten. 
Die für Mädchen ausgewählten beiden Berufsgrup-
pen der Feinbauer und Friseure sind weitgehend dem 
Dienstleistungsbereich zuzurechnen. In der Gruppe 
Feinbauer sind darüber hinaus Fachtätigkeiten der 
Schmuckerzeugung enthalten, die sich insbesondere 
auf die Arbeitsamtsbezirke Pforzheim, Schwäbisch 
Gmünd und Weilheim/Obb. konzentrieren. Im übri-
gen zeigt sich auch bei Übersicht 4, daß im Handwerk 
den Mädchen – von den Berufen der Herren-, Damen-
schneider und der Modistin abgesehen – Ausbil-
dungsmöglichkeiten nur für Dienstleistungstätigkei-
ten geboten werden, und daß es bisher nicht möglich 
ist, den Mädchen eine breitere Palette geeigneter 
Ausbildungsplätze in den unterschiedlichsten Hand-
werkszweigen zu erschließen. 

Die Schwerpunkte des Ausbildungsangebots für 
handwerkliche Tätigkeiten bei den Jungen in sog. 
Flächenregionen: 
Unter den 32 Arbeitsamtsbezirken, in denen für eine 
der in Übersicht 4 enthaltenen Berufsgruppen Ausbil-
dungsplätze aus dem Handwerk besonders zahlreich 
angeboten werden, finden sich nur 5 Großstadtbezir-
ke. Die Wohndichte liegt in den meisten Arbeitsamts-
bezirken unter dem Bundesdurchschnitt. Nach Bun-
desländern entfallen bei den Jungen von 32 Arbeits-
amtsbezirken 17 auf Bayern, 5 auf Niedersachsen und 
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je 3 auf Rheinland-Pfalz bzw. das Saarland. Dabei 
werden in Bayern die höchsten Anteilswerte bei allen 
Berufsgruppen erreicht. Die Bereitschaft des Hand-
werks, Auszubildende aufzunehmen, scheint in die-
sem Bundesland besonders groß zu sein. 

In den meisten der in Übersicht 4 aufgelisteten Ar-
beitsamtsbezirken ist das Ausbildungsangebot des 
Handwerks sehr breit gestreut. Die Fälle, in denen 
nur für eine Gruppe von Ausbildungsberufen das An-
gebot über 100% des Bundesdurchschnitts erreicht, 
sind selten. 

5.23 Das Ausbildungsangebot aus Industrie und Handel 
Ganz anders ist die Situation bei den Ausbildungs-
plätzen, die aus Industrie und Handel angeboten 
werden. Dort bestehen sehr häufig — wie der Über-
sicht 5 zu entnehmen ist – einseitige Angebots-
schwerpunkte bei einer Gruppe von Ausbildungsbe-
rufen. Insbesondere trifft dies zu für die Bundeslän-
der Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und das Saarland und in gewissem Umfang 
wiederum für Südbayern. Dies hängt damit zusam-
men, daß in den genannten Ländern nach Regionen 
jeweils eine bestimmte Fertigungsart im Vordergrund 
steht. Im rheinisch-westfälischen Industrierevier, das 
– wie bereits früher aufgezeigt24) – bei beachtlich 
hoher Schulabgangsquote eine Reihe von Lücken 
beim Angebot an dualen Ausbildungsmöglichkeiten 
aufweist, wird z. B. die Struktur stark von der Metall-
erzeugung und der Metallbearbeitung bestimmt. Ge-
messen an der Zahl der Erwerbstätigen bieten die 
einschlägigen Industriezweige aber relativ wenig 
Ausbildungsplätze an. Insbesondere fällt auf, daß im 
Norden und Nordwesten der Bundesrepublik die Zahl 
der – von Jugendlichen sehr begehrten – Ausbil-
dungsplätze häufig unter dem Bundesdurchschnitt 
bleibt. 
Wenn umgekehrt in Hessen, in Baden-Württemberg 
und auch in Nordbayern nicht nur für die Montage 
und Wartung technischer Anlagen und Apparaturen, 
sondern darüber hinaus auch für andere industrielle 
Tätigkeiten wie die Metallbearbeitung oder die 
Druckberufe besonders zahlreich Ausbildungsplätze 
angeboten werden, so ist dies wiederum bedingt 
durch die für das duale Bildungssystem sehr günsti-
gen Mischstrukturen nach Wirtschaftszweigen. In 
diesen Gebieten finden sich sehr verschiedenartige 
Branchen, die in hohem Maße – gemessen an ihren 
Erwachsenenarbeitsplätzen – Jugendlichen Mög-
lichkeiten zur Qualifizierung durch duale Bildungs-
gänge anbieten. In Nordrhein-Westfalen finden sich 
solche nach Produktionszweigen tief gegliederten 
Arbeitsamtsbezirke vereinzelt ebenfalls. Zum Beispiel 
gehören dazu Bielefeld, Iserlohn, Krefeld und (für 
Mädchen) Bochum. 

Wie im handwerklichen Bereich ist auch das Ausbil-
dungsangebot aus Industrie und Handel von entspre-
chenden Erwachsenenarbeitsplätzen her bestimmt. 
24) Friedemann Stooß, a. a. O.; im Gegensatz zu den anderen Ballungs-

gebieten lag im Ruhrgebiet die Arbeitnehmerquote unter dem Bun-
desdurchschnitt. 

25) Unter der Fragestellung, welche wirtschaftliche Grundstruktur in einer 
Region vorhanden sein muß, um Betriebe (im Rahmen regionaler 
Förderungsprogramme) heranzuholen, die Ausbildungsplätze breit 
gefächert anbieten können, gibt es bisher kaum Forschungsansätze, 
was wiederum mit der lückenhaften Datenbasis auf dem Sektor der 
Berufsbildungsstatistik zusammenhängen dürfte. Ein wirksames 
Programm zum Ausgleich von Bildungsdefiziten setzt aber derartige 
Informationen voraus. 

Auch bei der Übersicht 5 ergeben sich aus den 
Gruppen bei den Jungen, wie z. B. Köche, Hinweise 
auf die Situation für Mädchen, und umgekehrt aus 
den für Mädchen aufgelisteten Anteilswerten Hinweise 
zur Berufswahlsituation der Jungen in den jeweiligen 
Arbeitsamtsbezirken. Ein Vergleich mit Übersicht 4 
zeigt, daß Industrie und Handel sich regional auf 
andere Schwerpunkte konzentrieren als das Hand-
werk. Bleiben von den in Übersicht 5 für Jungen auf-
gelisteten 62 Arbeitsamtsbezirken jene 10 außer Be-
tracht, die lediglich für den mehr dem Dienstlei-
stungsbereich zuzuordnenden Kochberuf weit über-
durchschnittlich Ausbildungsmöglichkeiten bieten, 
entfallen die meisten Arbeitsamtsbezirke auf Nord-
rhein-Westfalen mit 15, Baden-Württemberg mit 11 
und auf das Land Hessen. In den Arbeitsamtsbezir-
ken, für die in überdurchschnittlichem Ausmaß Aus-
bildungsmöglichkeiten bei der Montage und Wartung 
technischer Anlagen und Apparaturen bestehen, liegt 
die Wohndichte meist um den Bundesdurchschnitt 
bzw. wesentlich darüber. 
Auch die Industrie bietet Mädchen bisher nur geringe 
Möglichkeiten, sich durch eine betriebliche Ausbil-
dung für Facharbeiterplätze zu qualifizieren. Den bei 
der Fertigung von Bekleidung und Wäsche mancher-
orts recht zahlreich angebotenen Ausbildungsplätzen 
steht nur in größeren regionalen Zentren ein entspre-
chendes breit gefächertes Angebot an Verkaufs-, 
Büro- und Laborausbildung gegenüber. Im bayeri-
schen Raum werden häufig auch in Gebieten mit sehr 
geringer Wohndichte zahlreich Ausbildungsplätze für 
die Fertigung von Bekleidung und Wäsche angebo-
ten. In Nordrhein-Westfalen und auch in Schleswig-
Holstein sind derartige Möglichkeiten wesentlich 
stärker auf Arbeitsamtsbezirke mit einem größeren 
auf die Umgebung ausstrahlenden regionalen Zen-
trum konzentriert. 
Weiter wird aus der Übersicht 5 deutlich, wie schwie-
rig es ist, über die Ansiedlung neuer Betriebe eine 
Verbesserung des Ausbildungsangebots der Indu-
strie in den heute noch benachteiligten Regionen, 
insbesondere in Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, aber 
auch in Schleswig-Holstein zu erreichen. Die erfor-
derliche Ausweitung industrieller Ausbildungsmög-
lichkeiten wird nur dort eintreten, wo Betriebe ge-
wonnen werden können, die nicht eng bezogen auf 
eine bestimmte Fachtätigkeit hin Arbeits- und Ausbil-
dungsmöglichkeiten bieten. Weiter zeigen die Bei-
spiele Hessen und Baden-Württemberg, daß zu einer 
durchgreifenden und nachhaltigen Verbesserung der 
Ausbildungschancen – bei ausschließlicher oder 
überwiegender einzelbetrieblicher Ausbildungs-
trägerschaft – eine breitgefächerte Branchengliede-
rung gehört. Aufgabe der Regionalforschung wäre es 
zu klären, inwieweit eine derartige Verbreiterung in-
frastrukturelle Maßnahmen erfordert. Etwa im Sinne 
von Kristallisationskernen, um die herum sich ver-
schiedene — einander günstig beeinflussende — neue 
Fertigungsbereiche anlagern könnten25). 

Sollen auf diese Weise Ungleichheiten beruflicher 
Bildungschancen gemildert werden, setzt dies nicht 
allein langfristige Planungen und Konzeptionen vor-
aus, sondern ebenso enge Kooperation zwischen den 
verschiedenen für die Beschäftigungspolitik, die Bil-
dungspolitik und die regionale Wirtschaftsförderung 
zuständigen Instanzen. 
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6. Überlegungen zum Abbau des regionalen Gefälles 
6.1 Die Ausgangssituation 
Zusammenfassend kann aus den bisherigen Darle-
gungen gefolgert werden: die Chancen der Jugendli-
chen zwischen den im dualen System gebotenen 
Ausbildungsgängen zu wählen, sind nach Arbeits-
amtsbezirken keinesfalls gleich. Die Gründe dafür 
sind: 
- die enge Bindung der im Alter von meist 15 bis 16 
Jahren aus allgemeinbildenden Schulen entlassenen 
Jugendlichen an das Elternhaus und damit an die 
Heimatregion; 
- die beachtliche Zahl der Branchen, die auf wenige 
Standorte schwerpunktmäßig konzentriert sind, wo-
durch  bestimmte  Qualifikationen  für  Facharbeiter-
und für Angestelltentätigkeiten nur an ganz bestimm-
ten Orten erworben werden können (vgl. dazu die 
Obersichten 1 und 2 und die Tabellen 1 und 2); 
- das Handwerk vermag zwar breit gestreut über fast 
alle Regionen für die Mehrzahl der ihm zuzurechnen-
den Gewerbezweige Ausbildungsmöglichkeiten an-
zubieten. Die Industrie dagegen ist – abgesehen von 
wenigen Ausnahmen — für eine rationelle Produktion 
auf große Betriebseinheiten angewiesen. Eine breite 
und gleichmäßige Streuung industrieller Arbeitsplät-
ze über die Regionen der Bundesrepublik Deutsch- 

land hinweg scheidet daher aus. Dies bedingt, daß 
auch die Qualifikationsmöglichkeiten zum Facharbei-
ter in der Industrie nicht in allen Regionen in der 
gleichen Weise vertreten sein können. Die günstige 
Mischstruktur in einzelnen Bundesländern (Hessen, 
Baden-Württemberg, Nordbayern), die zu einem sehr 
breit gefächerten Ausbildungsangebot führt, läßt sich 
nachträglich nicht auflösen bzw. ist in benachteilig-
ten Gebieten über die Förderung der Regionalent-
wicklung nur sehr langfristig zu erreichen; 

- die, an den Einwohnern gemessen, unterschiedli-
che Schulabgängerquote der Regionen erfordert die 
Flexibilität des Ausbildungsangebots. Die bestehen-
den Diskrepanzen zwischen 

O hoher Schulabgängerzahl in Flächenregionen bei 
geringem Ausbildungsangebot und 

O geringer Schulabgängerzahl in Ballungsgebieten 
bei nur zu geringen Teilen ausgenutztem Angebot an 
Ausbildungsplätzen, sind nicht aufzulösen. Auch ein 
Appell an die Wirtschaft, in den Arbeitsamtsbezirken 
mit hoher Geburtenrate vermehrt Ausbildungsplätze 
anzubieten, würde nicht weiterführen. Wie unter Ab-
schnitt 5 bei der Vorstellung der Regionaltypen ge-
zeigt, erbringt die Wirtschaft in den dünnbesiedelten 
Räumen der Bundesrepublik Deutschland bereits 
heute quantitativ große Ausbildungsleistungen. Die 
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Quote der dort je 100 abhängig erwerbstätiger Per-
sonen angebotenen Ausbildungsplätze liegt deutlich 
über dem Bundesdurchschnitt. Umgekehrt werden in 
Ballungsgebieten je 100 abhängig Erwerbstätige we-
sentlich weniger Ausbildungsplätze als im Bundes-
durchschnitt angeboten. Da dort die Zahl der Schul-
abgänger – gemessen an den Einwohnern – gering 
ist, ist dieses Angebot immer noch so reichlich, daß 
die Jugendlichen der Ballungsgebiete überdurch-
schnittlich gute Auswahlmöglichkeiten vorfinden. 
Bei den gegebenen Grundbedingungen des dualen 
Systems wird es daher hingenommen werden müs-
sen, daß nicht von allen Wohnorten der Bundesrepu-
blik Deutschland aus alle bzw. auch nur die meisten 
Ausbildungsgänge im täglichen Pendelverkehr er-
reichbar sind. Diese Feststellung schließt aber zu-
gleich die Aufforderung ein, dafür Sorge zu tragen, 
daß sich die Auswahlmöglichkeiten der Jugendlichen 
in benachteiligten Regionen verbessern. 

6.2 Der Abbau des Bildungsgefälles und die regionale 
Mobilität der „Berufsanfänger“ 
Die vor knapp einem Jahrzehnt in Gang gekommene 
Veränderung des Systems der allgemeinen Schulbil-
dung ist mit der Einführung des neunten Pflichtschul-
jahres keineswegs abgeschlossen. Weitere Maßnah-
men werden bereits erprobt oder diskutiert. An zur 
Realisierung anstehenden Vorschlägen gehören dazu 
u. a. die Einführung eines zehnten Pflichtschuljahres 
und die berufliche Grundbildung in breitangelegten 
Berufsfeldern. Die Anrechnung eines Berufsgrundbil-
dungsjahres auf die Ausbildungszeit ist bereits durch 
Rechtsverordnung geregelt26). 
Wird überlegt, wie das Gefalle bei der betrieblichen 
Ausbildung nach Regionen abzubauen ist, kann nicht 
vom gegebenen Status quo ausgegangen werden. 
Vielmehr müssen die sich bereits abzeichnenden 
Entwicklungen miteinbezogen werden. Die bereits in 
der Phase der Erprobung bzw. in der Diskussion be-
findlichen Maßnahmen dürften sich u. a. auf die bis-
her sehr enge Bindung der Jugendlichen an ihren 
Wohnort auswirken. Wie bereits mehrfach erwähnt, 
besteht durch Lebensalter und Entwicklungsstand 
der Abgänger aus Haupt- und Realschulen zusam-
men mit pädagogisch-erzieherischen Momenten eine 
Barriere, die Jugendliche bei der betrieblichen Be-
rufsausbildung (sie sind zu deren Beginn meist 15 bis 
16 Jahre alt) eng an das Elternhaus und den Wohnort 
bindet. Im Gegensatz zur Ausbildung an Fachhoch-
schulen und Hochschulen entstehen aus dieser Si-
tuation — wie oben dargestellt — zusätzliche hohe 
Anforderungen, was die fachliche Gliederung der in 
einer Region angebotenen Ausbildungsmöglichkeiten 
betrifft. 
Wäre generell ein zehntes Pflichtschuljahr eingeführt 
und würde zusätzlich in regionalen Zentren Berufs-
grundbildung in breit konzipierten Berufsfeldern an-
geboten, ergäbe sich weithin eine neue Situation. 
Nicht allein dadurch, daß die Ausbildung der Ju-
gendlichen in den Betrieben und an den Arbeitsplät-
zen der Erwachsenen wesentlich später mit 17 bis 18 
Jahren begänne. Auch die körperlich-seelische Ent-
wicklung der Berufsanfänger wäre gegenüber heuti-
gen Gegebenheiten weiter fortgeschritten. Die Ju- 
26) Vgl. Berufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung des Bundes-

ministers für Wirtschaft und Finanzen vom 4. 7.1972, BGBI. l, S. 1151. 

gendlichen würden gereifter ihre Entscheidung für 
einen bestimmten Ausbildungsberuf treffen können, 
nachdem sie ein volles Jahr Grundfertigkeiten und 
Kenntnisse in einem Berufsfeld erworben haben. 

Im Alter von 17 oder 18 Jahren wäre die räumliche 
Mobilität der Jugendlichen, auch unter gesellschaftli-
chen und pädagogischen Gesichtspunkten, ganz an-
ders zu sehen. Die Jungen und Mädchen könnten 
eher – wie dies heute schon bei Fachschulen, Fach-
hochschulen und bei Hochschulen üblich ist – an 
jene Orte gehen, die Ausbildungskapazität im dualen 
System in den sie interessierenden Ausbildungs-
berufen anbieten. 

Allerdings, ohne zusätzliche unterstützende Maßnah-
men der Institutionen verschiedener Ebenen, ist eine 
stärkere räumliche Mobilität der dann älteren Ju-
gendlichen nicht zu erwarten und wohl auch nicht zu 
vertreten. Welch vielschichtige Probleme dabei auf-
treten, soll durch wenige Beispiele angedeutet wer-
den. Daraus wird zugleich deutlich, in welchem Um-
fang Maßnahmen unterschiedlicher Träger in der 
Planung, beim Ausbau und bei der laufenden Unter-
haltung von Bildungsstätten und Wohnheimen auf-
einander abzustimmen sind: 

Dies beginnt bei der Beratung der Jugendlichen über 
auswärts vorhandene Ausbildungsplätze ebenso wie 
über die damit später offenstehenden Erwerbsmög-
lichkeiten in der Heimatregion. Betroffen sind aber 
auch die Ausbildungsgänge und Ausbildungsinhalte 
selbst, die durch intensivierte Berufsbildungsfor-
schung — im Sinne des unter 5.3 dargelegten breite-
ren Verwertungsaspektes — weiter entwickelt werden 
sollten. Vor allem aber gehören dazu ergänzende 
Maßnahmen der regionalen Förderungs- und Wirt-
schaftspolitik und der Siedlungspolitik, um den aus-
gebildeten Fachkräften entsprechende Arbeitsmög-
lichkeiten als Erwachsene an den Wohnorten ihrer 
Wahl zu sichern. Während der Ausbildungszeit wären 
u. a. durch die Förderung der Bundesanstalt für Ar-
beit und durch andere Instanzen, nicht allein ent-
sprechend ausgestattete Wohnheimplätze sicherzu-
stellen, sondern ebenso für eine altersgruppengemä-
ße Betreuung außerhalb des Elternhauses zu sorgen. 
Schließlich wären, sollen dauerhafte Lösungen zum 
Abbau von Bildungsgefällen erreicht werden, die hier 
skizzierten Maßnahmen zu verbinden mit Initiativen in 
allen Regionen als Grundstock gleicher Berufswahl-
chancen ein Standardsortiment an Ausbildungsberu-
fen anzubieten. 

6.3 Flexlbilftätsspfelräume lassen sich zum Abbau der 
Ungleichgewichte nutzen 
Ausgangspunkt für solche Überlegungen ist, daß die 
dualen Ausbildungsgänge Fertigkeiten und Kenntnis-
se vermitteln müßten, die in allen Regionen an einer 
Mindestanzahl unterschiedlicher Erwachsenenar-
beitsplätze verwertet werden können. Dies setzt vor-
aus, daß solche Ausbildungsinhalte ausgewählt wer-
den, die nicht eng auf eine einzige spezifische Er-
wachsenentätigkeit zugeschnitten sind. Dadurch 
scheidet auch der enge Bezug auf einen bestimmten 
Wirtschaftszweig und seine spezifischen Beschäfti-
gungsbedingungen aus. 
International mündeten derartige Überlegungen in 
Vorschläge, breite Basisausbildungen (Grundberufe) 
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für die Erstqualifikation anzubieten27), von denen aus 
verschiedenartige Erwachsenentätigkeiten erreich-
bar sind. 
Untersuchungsergebnisse, die aufzeigen, in welchem 
Ausmaß das bisherige System der dualen Ausbildung 
derartigen Anforderungen heute in etwa genügt, wur-
den bereits erarbeitet28). Sie geben einmal Aufschluß 
darüber, in welchem Umfang die unterschiedlichen 
Ausbildungsgänge gleiche Lerninhalte vermitteln. 
Zum anderen wird damit aufgezeigt, mit welchen be-
trieblichen Ausbildungen mehrere Erwachsenenbe-
rufe ausgeübt werden können. Aus diesen Überle-
gungen ergeben sich für ein derartiges Standardsor-
timent drei Schwerpunktbereiche, die im Schaubild 2 
in vereinfachter Form dargestellt sind. Mit den 
genannten Ausbildungsberufen könnte der größte 
Teil der Arbeitsplätze, für die nach Meinung der 
Vorgesetzten eine betriebliche Berufsausbildung 
gefordert wurde, besetzt werden. Allein 24,3 % der-
artiger Arbeitsplätze sind mit einer Ausbildung im Be-
ruf „Schlosser“ (Bau-, Blech-, Maschinenschlosser 
u. ä.) zu erreichen. 
27) In der DDR wurden derartige Grundberufe bereits 1967 eingeführt. 

Vgl. dazu „Materialien zum Bericht zur Lage der Nation 1971“, Bun-
destagsdrucksache VI/1960 vom 15. Januar 1971, Seiten 147 ff. (ins-
besondere Ziffern 448—450). 

28) Vgl. Hans Hofbauer, Paul König: Substitutionspotentiale bei Aus-
bildungsberufen (Lehrberufen) nach dem Urteil der Vorgesetzten; in: 
MittAB 5. Jg./1972, Heft 2, Seiten 77-94; und Martin Schmiel: 
Deckungsanalysen der Ausbildungsordnungen von Ausbildungs-
berufen; in: MittAB 4. Jg./1971, Heft 3, Seiten 253-331. 

Die folgende Übersicht 6 zeigt für die Regionen mit 
geringer Wohndichte, in welchem Ausmaß in den ge-
nannten Berufsfeldern heute gegenüber dem Bun-
desdurchschnitt Ausbildungsplätze fehlen bzw. bei 
welchen Ausbildungsberufen dort ein Überschuß be-
steht. Die Aufstellung soll lediglich beispielhaft auf-
zeigen, an welchen Orten in welchem Ausmaß zu-
sätzlich Ausbildungsplätze geschaffen werden müß-
ten, um für die Jugendlichen eine Berufswahlsituation 
zu schaffen, wie sie heute bereits im Bundesgebiet 
insgesamt besteht. Über die Arbeitsamtsbezirke der 
Übersicht 6 hinaus, wäre für andere Regionen – ins-
besondere solche mit einseitiger Wirtschaftsstruktur 
— zu prüfen, ob dort nicht ebenfalls Defizite auftreten. 
Ein Ausgleich für festgestellte Defizite — und damit 
die Beseitigung bestehender Ungleichheiten der Bil-
dungschancen — ist nur möglich, wenn zusätzlich 
überbetriebliche Einrichtungen geschaffen werden. 
Dies bedingt aber weitere umfassende Forschungs-
und Beratungsinitiativen. Einmal kann ein solches 
Standardsortiment an Basisberufen nur dann Wirkun-
gen erzielen, wenn Jugendlichen und ihren Eltern 
bewußt ist, daß mit dem Abschluß einer bestimmten 
Ausbildung nicht allein ein einziger Erwachsenenbe-
ruf erreichbar ist. Heute noch geht die Einstellung 
weiter Kreise der Öffentlichkeit dahin, daß die Über-
nahme von Tätigkeiten, deren Benennung nicht iden-
tisch ist mit der Bezeichnung des Ausbildungsab- 
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Schlusses, im negativen Sinn als „Berufswechsel“ 
verstanden wird. Wenn zum Beispiel aufgrund solch 
breitangelegter Basisausbildungen künftig Absol-
venten mit der Abschlußbezeichnung „Maschinen-
schlosser“ tätig werden bei der Einstellung von Ma-
schinen in der keramischen Industrie der Glasindu-
strie, der Schuhindustrie oder der Bekleidungsindu- 

29) Lt. „Datensammlung zum Wandel der Berufe“, Materialien zur Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung Nr. 1-12/1972, finden sich bereits 
heute „Schlosser“ in derartigen Tätigkeiten in nicht unerheblichem 
Umfang. 

30) Nach dem geltenden Berufsbildungsgesetz gehört dieser Fragen-
komplex zu den Schwerpunktaufgaben des Bundesinstituts für Be-
rufsbildungsforschung (BBF), Berlin, wo eine Reihe einschlägiger 
Forschungsvorhaben bereits laufen. 

31) Modellvorstellungen/Modellversuche   bestehen   dazu   in   fast   allen 
Bundesländern. Die Abgrenzungen der Berufsfelder, der Zugang und 
die Übergangsmöglichkeiten sind allerdings noch uneinheitlich. Ein 
synoptischer Oberblick zum  Stand  der Entwicklung wurde  inzwi-
schen in der Unterabteilung Berufsberatung der Bundesanstalt für 
Arbeit erstellt; er soll demnächst veröffentlicht werden. 

strie, so kann dies — und dafür ist rechtzeitig Sorge 
zu tragen — nicht mehr als Berufswechsel und als 
Verlust erworbener Qualifikationen eingestuft wer-
den. Gleiches gilt für das Fahren bzw. das Steuern 
von Anlagen im Bereich der chemischen Industrie, 
der Stahlerzeugung oder der Kraftwerke29). 
Wird ein derartiges Standardsortiment an Ausbil-
dungsgängen bereitgestellt, erfordert dies weiter in-
tensive Bemühungen der Berufsbildungsforschung30), 
denn bereits bei der Konzeption der Bildungsgänge 
sind übergreifende Lerninhalte verstärkt zu betonen. 
Dies wird auf Dauer nur dann möglich sein, wenn neue 
Berufsordnungsmittel und neue Lehrpläne auf eine 
derartige Anwendung hin entwickelt werden. Ein 
erster Schritt in diese Richtung könnten Bemühungen 
sein, Berufsgrundbildungsjahre in allen Bundes-
ländern einzuführen31). 
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